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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  9a BV 175/90 

 

 

 

............................................., 

 

 

Kläger und Beschwerdeführer, 

 

Prozeßbevollmächtigte: ....................., 

 

 

 

 

 

g e g e n 

 

 

Land Rheinland-Pfalz, 

vertreten durch das Landesversorgungsamt Rheinland-Pfalz, 

Koblenz, Baedekerstraße 2 - 10, 

 

Beklagter und Beschwerdegegner. 

 

 

 

 

Der 9a Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. März 1991 durch Vorsitzenden Richter 

Dr. S c h m i t t, Richter Dr. W u l f h o r s t und Richter Dr. L a d a g e beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision durch das 

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz im Urteil vom 23. Oktober 1990 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Revision ist nicht durch das Bundessozialgericht zuzulassen; denn der Kläger hat mit 

seiner Beschwerde keinen der Zulassungsgründe des § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz 

(SGG) in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG gebotenen Form geltend gemacht. 

 

Die Beschwerdebegründung beschränkt sich auf die Rüge, das Berufungsgericht habe 

die Grenzen seiner freien richterlichen Beweiswürdigung überschritten. Auf diesen 

Verfahrensmangel kann aber die Beschwerde nicht gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbsatz 1 iVm § 128 Abs 1 Satz 1 SGG). Der Kläger macht nicht geltend, das 

Landessozialgericht habe einen im Berufungsverfahren gestellten Beweisantrag 

übergangen (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 iVm § 103 SGG). 

 

Die mithin nicht zulässige Beschwerde muß entsprechend § 169 SGG mit der Kostenfolge 

aus § 193 SGG verworfen werden. 
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